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Mit knapp 109 000 Personen waren
die in Stuttgart zur Gemeinderatswahl
stimmberechtigten Migranten eine
beachtliche Gruppe unter den insge-
samt 403 434 Wahlberechtigten1. Mit
der Stuttgarter Wahltagsbefragung2

steht inzwischen eine Datenquelle zur
Verfügung, welche Aussagen zur Be-
teiligung zum Wahlverhalten dieses
Personenkreises ermöglicht. 

Wahlbeteiligung der Migranten

Haben die Migranten ihre Entschei-
dungsmacht an der Urne genutzt? Die
Fakten sprechen eher dagegen: Wäh-
rend der Anteil der Migranten an allen
Wahlberechtigten etwa 27 Prozent
betrug, lag deren Anteil an allen Wäh-
ler/innen nur bei elf Prozent (vgl. Ab-
bildung 1). Die Verhältnisse zeigen
klar, dass sich die Unionsbürger/innen
noch weniger an der Wahl beteiligten
als die eingebürgerten Migranten.
Letztere gingen wiederum deutlich
seltener zur Urne als die Deutschen
ohne Migrationshintergrund. Dieses
Ergebnis deckt sich mit den Erkennt-
nissen aus der repräsentativen Wahl-
statistik3.

Wahlentscheidende Aspekte

Auf die Frage, was bei der Wahlent-
scheidung den Ausschlag gegeben
hat, gaben zwei Drittel der Deutschen
mit und ohne Migrationshintergrund
an, dass die Parteien eine wichtigere
Rolle als die Kandidaten gespielt haben.
Die Unionsbürger/innen waren dage-
gen stärker persönlichkeitsorientiert:
Für 44 Prozent waren die Kandidaten
entscheidend (vgl. Abbildung 2).

Die Hälfte der Deutschen ohne Mi-
grationshintergrund und die Hälfte
der Unionsbürger/innen gaben an,
dass die kommunalpolitische Ebene
die wahlentscheidende war. Die Ein-
gebürgerten hingegen haben der 
Landes- und der Bundespolitik ein
deutlich größeres Gewicht zugemes-
sen (vgl. Abbildung 3). 
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Abbildung 1: Anteil der Wahlberechtigten und Wähler/innen mit und ohne Migrationshinter-
grund
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Abbildung 2: Spielten die Partei oder die Kandidaten bei der Wahlentscheidung die wichtigere
Rolle?
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Abbildung 3: Welche Politikebene spielte bei der Wahlentscheidung die wichtigere Rolle?



Parteipräferenz der Migranten

Abbildung 4 zeigt deutlich, dass vor
allem die SPD bei den Migranten
punkten konnte. Bei den Eingebür-
gerten lag das Ergebnis um elf, bei
den Unionsbürger/innen um 17 Pro-
zentpunkte über dem Durchschnitt.
Die CDU hatte bei den Eingebürger-
ten die Nase vorn, während sie wie
die FDP bei den Unionsbürger/innen
etwas abfiel. Die GRÜNEN haben bei
den Eingebürgerten schlechter abge-
schnitten als im Gesamtergebnis, und
die Freien Wähler konnten weder bei
den Eingebürgerten noch bei den Uni-
onsbürger/innen reüssieren.

Während die Gruppe der Unionsbür-
ger/innen hinsichtlich des Kulturraums
relativ einheitlich erscheint, lohnt sich
ein tieferer Blick in die Gruppe der Ein-
gebürgerten: Unterscheidet man hier
nach der Zugehörigkeit zu einer
christlichen und einer nicht-christli-
chen Religionsgemeinschaft (z.B.
Islam), so treten nochmals deutliche
Unterschiede zu Tage. Mehr als die
Hälfte der Eingebürgerten mit Zuge-
hörigkeit zu einer nicht-christlichen
Religionsgemeinschaft haben mehr-
heitlich SPD-Kandidat/innen gewählt,
bei den christlichen Religionszugehö-
rigen ist die CDU von mehr als 50 Pro-
zent bedacht worden. Bei den Katho-
liken kommen die Christdemokraten
gar auf 61 Prozent. 

Diese Ergebnisse zeigen deutliche Par-
allelen zu den Erkenntnissen von
Wüst (2006, S. 230)4, der festgestellt
hat, dass eingebürgerte Türken ten-
denziell die CDU meiden, während die
SPD unter Eingebürgerten aus der 
Sowjetunion, deren Nachfolgestaaten
und Rumänien stark unterrepräsen-
tiert ist. Neben empirischen Daten
gibt er auch Beispiele für die Interpre-
tation dieses Sachverhalts in den Me-
dien: Das Wall Street Journal Europe
hatte unmittelbar vor der Bundes-
tagswahl 2002 die eingebürgerten
Türken als „Schröders Secret Wea-
pon“ bezeichnet, vor der Bundestags-
wahl 2005 titelte die BILD-Zeitung als
Reaktion auf einen Redaktionsbesuch
des damaligen Bundeskanzlers bei
Hürriyet: „Entscheiden die Türken die
Wahl?“. Der Spiegel wies im Frühjahr
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Abbildung 4: Parteipräferenz nach dem Migrationshintergrund
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Abbildung 5: Wählerschaft der Parteien nach dem Migrationshintergrund



2003 darauf hin, dass die aussiedler-
freundliche Politik der CDU/CSU of-
fensichtlich auch Wählerstimmen
eingebracht hat.

Die geschilderten Präferenzen schei-
nen zumindest mittelfristig persistent
zu sein: Mehr als die Hälfte der Einge-
bürgerten (54 %) gab an, einer Partei
dauerhaft zuzuneigen. Der Stamm-
wähleranteil war damit sogar höher
als bei den Deutschen ohne Migrati-
onshintergrund (40 %).

Anteil von Migranten an der
Wählerschaft

Die SPD weist mit 18 Prozent den größ-
ten Anteil von Wählern mit Migrations-
hintergrund auf. Es folgt die CDU mit
12 Prozent; im Durchschnitt waren es
elf Prozent. FDP und GRÜNE liegen mit
neun beziehungsweise acht Prozent
fast gleichauf, die Freien Wähler unter-
scheiden sich mit einem Anteil von vier
Prozent schon deutlich von den großen
Parteien (vgl. Abbildung 5).

Fazit

Es bleibt festzuhalten, dass die Mi-
granten ein Wahlverhalten zeigen, das
sich deutlich von dem der Deutschen
ohne Migrationshintergrund abhebt.
Trotzdem sind nur geringe Auswir-
kungen auf das Gesamtergebnis ab-
zulesen (vgl. Abbildung 6). Ruft man
sich ins Gedächtnis, dass die weit
größte Gruppe unter den Migranten
die der Nichtwähler ist, verwundert
der relativ geringe Einfluss auf das Ge-
samtergebnis nicht. Von den Stimmen
der Migranten leicht profitieren konn-
ten die beiden großen Volksparteien
SPD und CDU. 
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Abbildung 6: Parteipräferenz insgesamt und der Deutschen ohne Migrationshintergrund im
Vergleich
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